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St�ber · Verdeckte Sacheinlage und richterliche Hinweispflicht

Stammkapital sp�ter erh�ht. Zu dieser Zeit war der �berwiesene Be-

trag schon fast vollst�ndig aufgebraucht. Die GbR leistete nun noch-

mals rund 1 Mio. Euro als Stammeinlage an die GmbH, die den Betrag

sogleich zur Tilgung des f�r die erste �berweisung von der GbR auf-

genommenen Darlehens an die Darlehensgeberin weiter�berwies. Im

Jahr 2007 wurde das Insolvenzverfahren �ber das Verm�gen der GmbH

er�ffnet und vom Kl�ger als Insolvenzverwalter Klage auf erneute

Einlageleistung erhoben.

Zutreffend hat der BGH angenommen, dass die erste �berweisung keine

Erf�llungswirkung in Bezug auf die Einlagepflicht der GbR hatte und die-

ser insoweit ein bereicherungsrechtlicher R�ckzahlungsanspruch zustand.

Diesen hat die GbR bei wirtschaftlicher Betrachtung des zweiten �berwei-

sungsvorgangs als verdeckte Sacheinlage eingebracht. W�hrend eine sol-

che nach fr�herer Rechtslage im Hinblick auf die Einlagepflicht g�nzlich

unbeachtlich war (s. M�rtens, in: M�nchKomm-GmbHG, 2010, § 19

Rn. 159 ff.), sieht § 19 Abs. 4 S. 3 GmbHG i. d. F. des am 1.11.2008 in Kraft

getretenen MoMiG vor, dass der Wert der Sacheinlage auf die fortbeste-

hende Geldeinlagepflicht angerechnet wird. Aufgrund der in § 3 Abs. 4

EGGmbHG angeordneten R�ckwirkung galt dies auch f�r die im Jahr

2000 geleistete verdeckte Sacheinlage der GbR.

F�r die Frage, ob und in welcher H�he die Einlageschuld der GbR, f�r die

die Beklagten analog § 128 HGB akzessorisch hafteten, fortbestand, kam

es nun auf die gem. § 19 Abs. 4 S. 5 GmbHG von den Beklagten nachzu-

weisende Werthaltigkeit der Bereicherungsforderung an. Das Berufungs-

gericht hatte den diesbez�glichen Vortrag der Beklagten als unsubstan-

tiiert und versp�tet erachtet und der Klage in vollem Umfang stattgege-

ben. Hierin hat der BGH zu Recht eine Verletzung des Anspruchs auf

rechtliches Geh�r gesehen und die Sache zur�ckverwiesen. Nachdem die

Klage in erster Instanz noch abgewiesen worden war und sich w�hrend

des Verfahrens durch das MoMiG die Rechtslage ge�ndert hatte, h�tte

das Berufungsgericht den Beklagten insoweit nach § 139 ZPO fr�hzeitig

einen Hinweis erteilen m�ssen. Ein Hinweis der Gegenpartei kann einen

erforderlichen richterlichen Hinweis generell (s. St�ber, NJW 2005, 3601,

3603), jedenfalls aber unter den hier gegebenen Umst�nden nicht erset-

zen.

PRAXISFOLGEN

Die Entscheidung des BGH ist zu begr�ßen. Sie verschafft in materiell-

rechtlicher Hinsicht dem Anliegen des MoMiG Geltung, die Rechtsfolgen

verdeckter Sacheinlagen zu entsch�rfen. In prozessualer Hinsicht ermahnt

sie die Instanzgerichte, die oft vernachl�ssigte richterliche Hinweispflicht

auch gegen�ber einer anwaltlich vertretenen Partei gewissenhafter einzu-

halten.

PD Dr. Michael St�ber, RA, Marburg
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„Family Business Governance“ –
ein wertvoller Best-Practice-Ratgeber
Alexander Koeberle-Schmid/Hans-J�rgen Fahrion/Peter Witt (Hrsg.): Family

Business Governance – Erfolgreiche F�hrung von Familienunternehmen,

Erich Schmidt Verlag, Berlin, 2., v�llig neu bearbeitete und wesentlich erwei-

terte Aufl. 2012, 544 S., Geb., 79,95 Euro

Die sog. Governance ist bereits seit einigen Jahren Gegenstand einer leb-

haften Diskussion sowohl in der wirtschafts- und rechtswissenschaftli-

chen Literatur als auch in der Praxis von Familienunternehmen. Sie ist

mittlerweile zum festen Bestandteil der Organisation vieler Familienunter-

nehmen geworden. Zentrales Ziel der Governance in Familienunterneh-

men ist es, eine professionelle Einflussnahme der Familie auf ihr Unter-

nehmen sicherzustellen.

Einen Fixpunkt stellt dabei der Governance-Kodex f�r Familienunterneh-

men dar. Dieser benennt die wesentlichen Fragestellungen, welche bei

der Etablierung professioneller Governance-Strukturen in die �berlegun-

gen einbezogen werden sollten. Aufgrund der Vielgestaltigkeit der Fami-

lienunternehmen liefert der Kodex allerdings (sinnvollerweise) keine kon-

kreten Umsetzungsempfehlungen, sondern legt die Verantwortung der

individuellen Umsetzung bewusst in die H�nde der Unternehmerfamilie.

Der Unternehmerfamilie Anregungen f�r die konkrete Umsetzung an die

Hand zu geben, ist Anspruch des k�rzlich in zweiter, wesentlich erweiter-

ter Auflage erschienenen Werkes „Family Business Governance“. Darin er-

�rtern namhafte Familienunternehmer, renommierte Wissenschaftler und

erfahrene Experten in Beitr�gen und Interviews umfassend die relevanten

Themen der Governance in Familienunternehmen und geben wertvolle

Best-Practice-Empfehlungen.

Im Sinne einer ganzheitlichen Regelung der Governance unter Einbezie-

hung der Unternehmerfamilie wird der Begriff der Family Business Govern-

ance gew�hlt, deren vielf�ltige Themen in solche der Business Governance

und der Family Governance untergliedert werden. Ein eigenes Kapitel wird

zudem der in der Praxis zunehmend bedeutsamer werdenden Familien-

verfassung einger�umt.

Die Neuauflage erweitert das zuvor schon umfangreiche Werk u. a. noch

einmal um eigenst�ndige Abhandlungen zu relevanten Themen wie Haf-

tung und Verg�tung, gemeinn�tziges Engagement der Familie sowie

Maßnahmen zum Zusammenhalt und zur Qualifizierung der Familie.

Die ausgewogene Mischung aus fundierter wissenschaftlicher Betrach-

tung und anschaulicher Illustration m�glicher Gestaltungsans�tze verbin-

det dabei die Tiefe eines Lehrbuches mit der praktischen N�tzlichkeit ei-

nes Handbuches. Die �bersichtliche Struktur, einpr�gsame grafische Dar-

stellungen und die besonders hervorzuhebenden Best-Practice-Empfeh-

lungen am Ende eines jeden Themas erm�glichen dem Leser einen

raschen Zugang zur teilweise komplexen Thematik. Dadurch bedingt wird

das Buch auch f�r denjenigen, der sich gezielt zu einzelnen Fragestellun-

gen informieren m�chte, gleichermaßen interessant wie f�r denjenigen,

der sich umfassend mit der Materie der Governance in Familienunterneh-

men auseinandersetzen m�chte.

Seine besondere Qualit�t bezieht das Buch jedoch vor allem aus den viel-

f�ltigen Bez�gen zur Praxis. Wenn etwa Familienunternehmer wie Franz

Haniel, J�rgen Heraeus oder Reinhard Zinkann detailliert dar�ber berich-

ten, mit welchen konkreten Maßnahmen sie den Herausforderungen im

Rahmen der F�hrung von Familienunternehmen begegnen, hat dies nicht

nur absoluten Seltenheitswert, sondern bietet dar�ber hinaus sehr wert-

volle Anregungen f�r die Gestaltungspraxis in anderen Unternehmen. Das

Werk stellt damit – und insoweit wird es seinem Anspruch mehr als ge-

recht – eine �beraus gelungene Hilfestellung zur individuellen Umset-

zung des Kodex f�r Familienunternehmen dar und ist auf dem besten We-

ge, sich als Standardwerk im Feld der Familienunternehmen zu etablie-

ren.
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